
Stadt Altenberg 
 
 

Satzung  
 

 
über die Aufhebung der Satzung über die förmliche Festlegung  des 

Sanierungsgebietes „Historischer Stadtkern Geising“  
 
Gemäß § 162 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414),  zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1748) in Verbindung mit § 4 der Sächsi-
schen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. März 2014 
(SächsGVBl. S. 146) zuletzt geändert durch Artikel 6 des Wiederaufbaubegleitgeset-
zes vom 02. April 2014 (SächsGVBl. S. 234, 237)  hat der  Stadtrat der Stadt Alten-
berg am 17.12.2019 folgende Satzung beschlossen. 
 
 

§ 1 

Aufhebung 
der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebietes 

 „Historischer Stadtkern Geising“ 

 

(1) Die Satzung über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes „Histori-
scher Stadtkern Geising “ vom  01. Juni 2003 – bekannt gemacht am 
01.Januar 1994 - wird aufgehoben. 

 
(2) Das im  Absatz 1 genannte  Gebiet der aufgehobenen Satzung umfasst alle 

Grundstücke und Grundstücksteile innerhalb der im beigefügten Lageplan ab-
gegrenzten Fläche. Dieser Plan ist Bestandteil der Satzung und als Anlage 
beigefügt. 
 

  
§ 2 Inkrafttreten 

 
 

1. Die Satzung tritt gemäß § 162 Abs. 2 BauGB mit ihrer ortsüblichen Bekannt-
machung in Kraft. 

 
Ausgefertigt           
 
Altenberg, den 18.12.2019 
 
                                                                                  (Siegel)  
___________________ 
Kirsten (Bürgermeister) 
 
 



Hinweis auf § 4 SächsGemO 
 
 
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO gelten Satzungen, die unter Verletzung von 
Verfahrens- 
oder Formvorschriften der SächsGemO zustande gekommen sind, ein Jahr nach ih-
rer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. 
 
Dies gilt nicht, wenn 
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist, 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die  
    Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Geset-
zeswidrigkeit 
    widersprochen hat, 
4. vor Ablauf der im § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist 
    a)   die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder 
    b)   die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Stadt 
          unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich        
          geltend gemacht worden ist. 
 
Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht worden, so kann auch 
nach 
Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1SächsGemO genannten Frist jedermann diese Verlet-
zung 
geltend machen. 
 
Altenberg, den 18.12.2019 
 
 
 
Kirsten  
Bürgermeister   
 
 
 
 


